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In Beantwortung der Kleinen Anfrage 229 der Fraktion der SPD 
— Drucksache 2079 — habe ich in meinem Schreiben vom 11. April 
1956 — Drucksache 2290 — den Bundestag eingehend über den dama- 
ligen Umfang der von den ausländischen Streitkräften noch in An- 
spruch genommenen Altwohnungen und sonstigen Altliegenschaften, 
die voraussichtliche Entwicklung der Freigaben im Zusammenhang mit 
der Fertigstellung der bereits genehmigten ausländischen und deutschen 
Ersatzbauprogramme sowie über die Notwendigkeit der Aufstellung 
und Durchführung eines Schlußfreimachungsprogramms unterrichtet. 

In Vollzug des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 19. April 
1956, auf den die Kleine Anfrage 266 der Fraktion der SPD Bezug 
nimmt, habe ich folgende Maßnahmen getroffen: 

A. Freimachung der Altwohnungen 

1. Durchführung der bereits genehmigten deutschen 

und ausländischen Ersatzbauprogramme 

Die deutschen und ausländischen Ersatzwohnungsbauprogramme, die 
vor dem Inkrafttreten der Verträge zu Lasten des alliierten Besat- 
zungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts bzw. des Haushalts der 
Verteidigungsfolgekosten genehmigt worden sind, und die in der 
Folgezeit insbesondere aus militärischen Gründen teilweise Umplanun- 
gen und Erweiterungen erfahren haben, sind bis auf wenige Aus- 
nahmefälle, in denen auf Landesebene unvorhergesehene Schwierig- 
keiten aufgetreten sind, bereits in der Durchführung begriffen. Auch 
in diesen Fällen wird nach mir zugegangenen Berichten in Kürze mit 
dem Bau begonnen werden. 

Um auf jeden Fall die Durchführung dieser genehmigten Ersatzwoh- 
nungsbauprogramme sicherzustellen, habe ich mit Schnellbrief vom 
6. September 1956 — II E/5 — BL 1442 — 341/56 — die Herren 
Finanzminister und Finanzsenatoren der Länder gebeten, die beteilig- 
ten Behörden auf Landesebene nochmals mit der Weisung zu ver- 
sehen, unter Ausnutzung aller nach Lage der Umstände in Betracht 
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kommenden technischen Möglichkeiten die genehmigten Wohnungs- 
bauprogramme besdileunigt fertigzustellen. Die Herren Finanz- 
minister und Finanzsenatoren der Länder habe ich ferner gebeten, so- 
weit in einzelnen Fällen die Durchführung der Bauprogramme Woh- 
nungsbauträgern übertragen worden ist, diese ebenfalls unverzüglidi 
zu veranlassen, genehmigte Bauvorhaben mit größter Beschleunigung 
durchzuführen. Hierbei habe ich besonders zum Ausdruck gebradit, 
daß auf jeden Fall erreicht werden sollte, die Rohbauten nodi vor 
Beginn der Frostperiode fertigzustellen. 

Um auf Bundesebene alle etwa noch erforderlichen weiteren Maß- 
nahmen treffen und insbesondere die mit den beteiligten Botschaften 
und den Hauptquartieren der ausländisdien Streitkräfte noch erfor- 
derlichen Verhandlungen führen zu können, habe ich die Herren 
Finanzminister und Finanzsenatoren der Länder schließlich gebeten, 
die Oberfinanzdirektionen — Landesvermögens- und Bauabteilungen 
— anzuweisen, mir mit Wirkung vom 1. Oktober 1956 ab Monats- 
übersichten zu übersenden, aus denen u. a. jeweils der Baufortsdiritt 
und der voraussiditliche Übergabezeitpunkt zu ersehen sind. 

Abdruck dieses Schnellbriefes habe ich dem Ausschuß für Besatzungs- 
folgen, dem Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 
sowie dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages zugehen 
lassen, denen ich auch die auf Grund der Meldungen der Oberfinanz- 
direktionen von mir für das gesamte Bundesgebiet und Berlin zu 
erstellenden monatlichen Gesamtübersiditen übersenden werde, so daß 
diese Ausschüsse ebenfalls in der Lage sind, sich einen zuverlässigen 
Gesamtüberblick über den jeweiligen Stand der Freimachungsmaß- 
nahmen zu verschaffen. 

Bei den ständigen Verhandlungen, die von meinem Ministerium mit 
den beteiligten Botschaften und den Hauptquartieren der ausländi- 
schen Streitkräfte geführt werden, habe ich mich wiederholt mit Nach- 
druck dafür eingesetzt, daß auch die zuständigen Behörden der aus- 
ländischen Streitkräfte ihrerseits alles tun, was in ihrer Macht steht, 
um die Fertigstellung der genehmigten Ersatzwohnungsbauprogramme 
zu fördern und nach Übergabe der fertiggestellten Wohnungen durch 
die deutsche Bauverwaltung eine entsprechende Anzahl der in An- 
spruch genommenen Altwohnungen im Rahmen der auf Lande«ebene 
getroffenen Vereinbarungen freizugeben. 

Zur Vermeidung von Zweifeln darf ich bemerken, daß den zustän- 
digen deutschen Behörden auf Landesebene alle zur Durchführung die- 
ser Programme erforderlichen Haushaltsmittel aus dem Überhang an 
Besatzungskosten, aus dem Stationierungskostenüberhang sowie aus 
Mitteln des Haushalts der Verteidigungsfolgekosten zur Verfügung 
gestellt worden sind. 

IL Schlußfreimachungsbauprogramm 

Wie ich bereits in meinem oben erwähnten Schreiben vom 11. April 
1956 zum Ausdruck gebracht habe, ist zur vollständigen Lösung des 
Freimachungsproblems auch auf dem Gebi^ der Altwohnungen noch 
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die Aufstellung und Durchführung eines Schlußfreimachungsbaupro- 
gramms im Einvernehmen mit den Hauptquartieren der ausländischen 
Streitkräfte erforderlich. 

Im Anschluß an meine Verhandlungen mit den Botschaften der betei- 
ligten Mächte und ihren Hauptquartieren sowie mit den beteiligten 
Landesressorts habe ich mit Rundschreiben vom 13. Juni 1956 — 
II E/5 — BL 1442 — 218/56 — den Herren Finanzministern und 
Finanzsenatoren der Länder und den Obexfinanzdirektionen — Bun- 
desvermögens- und Bauabteilungen sowie Landesvermögens- und Bau- 
abteilungen — Richtlinien zur Aufstellung eines solchen Schlußfrei- 
machungsbaupro^ramms mit der Bitte um sofortige weitere Veranlas- 
sung zugeleitet. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung dieser Richt- 
linien habe ich Abdruck des Rundschreibens vom 13. Juni 1956 den 
oben erwähnten Bundestagsausschüssen zugeleitet. Abdruck des Schnell- 
briefs, aus dem ich die Einzelheiten zu entnehmen bitte, füge ich als 
Anlage 1 bei. 

Gleichzeitig habe ich die Amerikanische, die Britische, die Französische 
und die Belgische Botschaft von meinen Maßnahmen unterrichtet und 
gebeten, auch die Hauptquartiere zu unterrichten. Ich habe ferner dar- 
um gebeten, die zuständigen Behörden der Streitkräfte zu veranlassen, 
die Bemühungen der deutschen Behörden um die endgültige Regelung 
des Freimachungsproblems hinsichtlich der Altwohnungen zu unter- 
stützen. Ich habe den Botschaften ferner den Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 19. April 1956 übermittelt und darauf hingewiesen, 
welche Aufmerksamkeit der Deutsche Bundestag und die deutsche 
Öffentlichkeit diesem Problem zuwenden und welcher Wert auf eine 
alsbaldige Bereinigung des Problems gelegt wird. 

In dem Rundschreiben vom 13. Juni 1956 habe ich die Herren Finanz- 
minister und Finanzsenatoren der Länder sowie die Oberfinanzdirek- 
tionen insbesondere gebeten, unverzüglich mit der Aufstellung von 
Ersatzbauprogrammen, gegebenenfalls mit der Planung von Einzel- 
ersatzbau Vorhaben und der Auswahl der Baugrundstücke zu beginnen, 
soweit nicht im Einzelfall 

a) die betreffende Wohnung infolge Wegfalls des Bedarfs ohnehin 
ersatzlos freizugeben ist oder 

b) der Eigentümer bereit ist, die Wohnung an die Bundesrepublik für 
Zwecke der Stationierungsmächte zu angemessenen Bedingungen 
freihändig zu vermieten oder 

c) der Eigentümer bereit ist, das Wohngrundstück an die Bundes- 
republik zu angemessenen Bedingungen freihändig zu veräußern 
oder 

d) die Möglichkeit besteht, bereits vorhandene Ersatzliegenschaften 
bereitzustellen. 

Meine Richtlinien vom 13. Juni 1956 sehen die Planung entsprechender 
Ersatzbauten, d. h. die Planung von Ersatzwohnungen und, soweit die 
in Anspruch genommenen Wohnungen zur Zeit nicht zu Wohnzwecken 
genutzt werden, die Planung sonstiger Ersatzunterkünfte vor. 
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Die Durchführung der von mir getroffenen Maßnahmen hängt in 
erster Linie davon ab, daß die zuständigen Hauptquartiere der aus- 
ländischen Streitkräfte den zuständigen deutschen Dienststellen für 
jeden Standort genau angeben, weldie von den nodi in Anspruch ge- 
nommenen Wohnungen des Restbestandes nur gegen Erstellung ent- 
sprediender Ersatzbauten freigegeben werden können, sofern das Frei- 
machungsproblem nicht in anderer Weise gelöst werden kann (z. B. 
durdi Anmietung, Ankauf oder Bereitstellung angemessener Ersatz- 
liegenschaften). 

Nach den mir zugegangenen Mitteilungen prüfen die Hauptquartiere 
in dieser Hinsicht zur Zeit ihren Bedarf. Das BritisAe Hauptquartier 
hat zu diesem Zweck Sonderkommissionen zur Prüfung aller Stand- 
orte seines Stationierungsbereichs eingesetzt. Die endgültige Feststel- 
lung des Bedarfs wird allerdings in verschiedenen Standorten dadurch 
erschwert, daß die durch gewisse militärische und strategische Gründe 
bedingten Umdispositionen nodi nicht abgeschlossen sind. 

Trotzdem habe ich im Anschluß an die mündlich geführten Verhand- 
lungen die Herren Botschafter der beteiligten Mächte in einem beson- 
deren Schreiben vom 6. September 1956 — II E/2 — BL 1300 — 
214/56 — gebeten, bei ihren Hauptquartieren darauf hinzuwirken, 
daß mir und den Ländern die endgültigen Bedarfslisten spätestens bis 
zum 20. September 1956 übermittelt werden. 

Sobald der deutschen Seite die endgültigen Bedarfsanforderungen vor- 
liegen, kann auf Grund der dann vom Bunde zu erteilenden beson- 
deren Ermächtigungen in den einzelnen Standorten mit der Erstellung 
von Ersatzunterkünften im Rahmen des Schlußfreimachungsbaupro- 
gramms begonnen werden. 

Nachdem die Amerikanische Botschaft auf meine Anfragen vom 
24. April und 12. Juli 1956 mit den Schreiben vom 14. Mai und 
13. August 1956 mitgeteilt hat, daß sie sich nicht in der Lage sehe, 
Mittel des Besatzungskosten- oder des Stationierungskostenüberhangs 
oder auch Stationierungskostenmittel des zweiten Verteidigungsjahres 
zur Finanzierung des Schlußfreimachungsbauprogramms zur Verfü- 
gung zu stellen und eine andere Stellungnahme der Britischen, der 
Französischen und der Belgischen Botschaft nicht zu erwarten war, 
habe ich den Herren Botschaftern in den oben erwähnten Schreiben 
vom 6. September 1956 mitgeteilt, daß ich, die Zustimmung des 
Deutschen Bundestages vorausgesetzt, die erforderlichen Mittel bereit- 
stellen werde. Ich habe hieran die Voraussetzung geknüpft, daß die 
beteiligten Entsendestaaten für die im Rahmen des Schlußfrei- 
machungsbauprogramms neu errichteten und ihnen zur Verfügung ge- 
stellten Ersatzunterkünfte eine angemessene Miete zahlen. Die gleiche 
Forderung habe ich für die aus allgemeinen Bundesmitteln zu erwer- 
benden Ersatzliegenschaften erhoben. Ich habe in diesem Zusammen- 
hang darauf hingewiesen, daß das Einverständnis der Entsendestaaten 
mit der Zahlung einer Miete für die neu erstellten Ersatzunterkünfte 
bzw. die angekauften Ersatzliegenschaften das Ergebnis schwebender 
Erörterungen, insbesondere der Verhandlungen im Rahmen der Trup- 
penvertragskonferenz in keiner Weise präjudizieren würde. 
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Unabhängig davon habe ich die bei dieser Lage gebotenen inner- 
deutschen haushaltsmäßigen Dispositionen eingeleitet, damit auf jeden 
Fall die Finanzierung des Schlußfreimachungsbauprogramms sicher- 
gestellt ist. 

Die Durchführung einzelner Ersatzbaumaßnahmen zur endgültigen 
Lösung des Freimachungsproblems erübrigt sich in den Fällen, in denen 
das in Anspruch genommene Grundstück vom Bund angemietet oder 
angekauft werden kann. 

In einer deutsch-amerikanischen Vereinbarung vom 22./23. August 
1956 (MinBlFin. 1956 S. 736) habe ich mich bereiterklärt, in allen in 
Betracht kommenden Fällen, in denen der Eigentümer es wünscht, das 
in Anspruch genommene Wohngrundstück, gegebenenfalls ein Ersatz- 
grundstück, zur Deckung des Altbedarfs anzumieten. Gleichzeitig mit 
der Veröffentlichung dieser Vereinbarung habe ich dem Herrn Briti- 
schen, dem Herrn Französischen und dem Herrn Belgischen Botschafter 
den Abschluß einer entsprechenden Vereinbarung angeboren. Das Bun- 
desministerium der Finanzen erwartet, daß in Kürze ähnliche Ver- 
einbarungen mit den übrigen beteiligten Mächten Zustandekommen, 
so daß damit die Voraussetzungen für den Abschluß derartiger Ver- 
träge für das ganze Bundesgebiet vorliegen. 

Aus den inzwischen bei mir eingegangenen Mitteilungen der Länder 
entnehme ich, daß in zahlreichen Fällen die Eigentümer bereit sind, 
die in Anspruch genommenen Grundstücke dem Bund mietweise für 
Zwecke der Stationierungsmächte zur Verfügung zu stellen. 

Da sich in vielen Fällen Eigentümer auch bereiterklärt haben, ihre in 
Anspruch genommenen Grundstücke an den Bund zu veräußern, habe 
ich in den bereits erwähnten Richtlinien vom 13. Juni 1956 dem Er- 
werb dieser Liegenschaften durch den Bund zu Lasten des Haushalts 
der Verteidigungsfolge kosten zugestimmt. In Vollzug dieser Richt- 
linien und um die Erwerbsmaßnahmen zu beschleunigen und zu ver- 
einfachen, habe ich die Zuständigkeit der Oberfinanzdirektionen — 
Bundes Vermögens- und Bauabteilungen — mit meinem Rundschreiben 
vom 6. September 1956 — II E/6 — BL 1471 — 155/56 — wesent- 
lich erweitert und gleichzeitig die erforderlichen Haushaltsmittel den 
Herren Finanzministern und Finanzsenatoren der Länder global zur 
Verfügung gestellt. 

B. Freimachung der sonstigen Altliegenschaften 

Entsprechend den Richtlinien für die Freimachung der Altwohnungen 
des Restbestandes vom 13. Juni 1956 habe ich den Herren Finanz- 
ministern und Finanzsenatoren sowie den Oberfinanzdirektionen mit 
Schnellbrief vom 3. Juli 1956 — II E/5 — BL 1442 — 242/56 — 
Richtlinien für die Freimachung der von den ausländischen Streit- 
kräften in Anspruch genommenen gewerblichen und sonstigen alt- 
requirierten Liegenschaften gegeben. Auch diesen Schnellbrief habe ich 
den beteiligten Ausschüssen des Deutschen Bundestages zugehen lassen. 
Einen Abdruck füge ich diesem Schreiben als Anlage 2 bei. 


5 



Idi bitte, diesem Sdinellbrief zu entnehmen, daß ich die Länder gebeten 
habe, bezüglich der ersatzlosen Freigabe, der Anmietung und des Er- 
werbs der gewerblichen und sonstigen altrequirierten Liegenschaften 
der privaten Hand und gegebenenfalls der Bereitstellung von Ersatz- 
liegenschaften entsprechend meinen Richtlinien vom 13. Juni 1956 zu 
verfahren. 

Im übrigen darf ich hervorheben, daß nach den mir zugegangenen 
Mitteilungen die Behörden der ausländischen Streitkräfte inzwischen 
in zahlreichen Fällen Freigaben verfügt haben. 

Die Herren Finanzminister und Finanzsenatoren der Länder stehen 
wegen des Vollzugs dieser Richtlinien mit den zuständigen Behörden 
der ausländischen Streitkräfte in ständigen Verhandlungen. 


Schaffer 



Der Bundesminister der Finanzen 
II E/5 — BL 1442 — 218/56 


Anlage 1 


Bonn, den 13. Juni 1956 


Schnellbrief 


An die 

Herren Finanzminister und 
Finanzsenatoren der Länder 

Nachrichtlich: 

1. dem Herrn Staatssekretär des Bundeskanzleramtes 

2. dem Auswärtigen Amt 

3. dem Herrn Bundesminister für Verteidigung 

4. dem Herrn Bundesminister des Innern 

5. dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft 

6. den übrigen Herren Bundesministern 

7. dem Bundesrechnungshof 

8. den Oberfinanzdirektionen 

— Bundesvermögens- und Bauabteilungen — 

9. den Oberfinanzdirektionen 

— Landesvermögens- und Bauabteilungen — 


Betr. : Aufstellung eines Schlußfreimachungsbaupro- 

gramms zum Zwecke der Freimachung der von 
den ausländischen Streitkräften in Anspruch 
genommenen Wohnungen des Altbestandes, für 
die weder ein ausländisches noch ein deutsches 
Ersatzbauprogramm im Bau oder in der Pla- 
nung begriffen ist 

Anlage: - 1 - 


L Allgemeines 

1 . Meine unter Ihrer Beteiligung mit den Hauptquartieren und Ober- 
kommandos der ausländlsdren Streitkräfte geführten Verhand- 
lungen haben ergeben, daß nach Fertigstellung aller zur Zeit im 
Bau oder in der Planung befindlichen ausländischen und deutschen 
Ersatzbauprogramme ein Restbestand an Altwohnungen der pri- 
vaten und öffentlichen Hand verbleibt, deren weitere Bereitstel- 
lung auf unbestimmte Zeit von den ausländischen Streitkräften 
für eigene Zwecke oder Zwecke ihrer Mitglieder unter Hinweis 
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auf Artikel 48 Absatz (2) des Truppen Vertrages beantragt ist. Ein 
nicht unerheblicher Teil dieser Altwohnungcn wird, wie die Fest- 
stellungen ergeben haben, von den ausländischen Streitkräften 
nicht wohnungsmäßig für die Unterbringung ihrer Mitglieder, 
sondern für andere Zwecke, z. B. zur Unterbringung von militä- 
rischen und zivilen Dienststellen, genutzt. 

2. Unbeschadet der Bestimmungen des künftigen Fortgeltungsgeset- 
zes und des künftigen Bundesleistungsgesetzes muß angestrebt 
werden, diese Altwohnungen des Restbestandes in möglichst kur- 
zer Zeit durch Bereitstellung „befriedigender Ersatzliegenschaf- 
ten'* für die ausländischen Streitkräfte (Artikel 38 Absatz (4) 
Satz 2 des Truppenvertrages) frei zu machen, soweit nicht im 
Einzelfall die betreffende Wohnung 

a) infolge Wegfalls des Bedarfs ohnehin ersatzlos freizugeben ist 
(Artikel 38 Absatz (4) Satz 2 des Truppenvertrages) oder 

b) der Eigentümer bereit ist, die Wohnung zu angemessenen Be- 
dingungen an die betreffende Stationierungsmacht oder an die 
Bundesrepublik freihändig zu vermieten oder 

c) der Eigentümer bereit ist, das Wohngrundstück an die Bundes- 
republik freihändig zu veräußern. 

3. Soweit es sich um Altwohngrundstücke handelt, die 

a) im Eigentum des Bundes stehen oder nach dem Vorschaltgesetz 
der Verwaltung des Bundes unterliegen, 

b) im Eigentum von Bundesgesellschaften (z. B. der Deutschen 
Bau- und Bodenbank-Aktiengesellschaft) stehen, 

c) im Eigentum eines Landes stehen, 

kommt die Bereitstellung einer Ersatzliegenschaft grundsätzlich 
nur in Betracht, soweit das Mietverhältnis eines früheren Mieters 
gegenwärtig noch fortbesteht, was gegebenenfalls für jeden Ein- 
zelfall in geeigneter Weise (z. B. durch Rückfrage bei dem Eigen- 
tümer, dem Mieter, dem Wohnungsamt) festzustellen ist. Bei 
solchen Mietern, die inzwischen eine Unterkunft in einer Wohnung 
der „Ersatzbauprogramme für Altbesatzungsverdrängte" gefun- 
den haben, kann in der Regel davon ausgegangen werden, daß 
das Mietverhältnis an der früheren Altwohnung erloschen ist. 

Besteht das Altmietverhältnis fort, so ist von der Bereitstellung 
einer Ersatzliegenschaft für die ausländischen Streitkräfte dann 
abzusehen, wenn der Mieter sich In Verhandlungen damit einver- 
standen erklärt, daß für ihn selbst eine befriedigende Ersatzwoh- 
nung gegen Verzicht auf sein Mietrecht bereitgestellt wird. Diese 
Regelung sollte aus wirtschaftlichen Gründen in erster Linie an- 
gestrebt werden. 

Bei der grundsätzlichen Ausnahme der Altv/ohnungen im Eigen- 
tum eines Landes von dieser Regelung (oben zu c) gehe ich von der 
Erwartung aus, daß das Land diese Altwohnungen freihändig im 


8 



Vermietungswege für die ausländischen Streitkräfte weiter zur 
Verfügung stellen wird, soweit nicht im Einzelfall das Mietver- 
hältnis eines früheren Mieters dem entgegenstehen sollte. 

Für frühere Untermieter sind grundsätzlich keine Ersatzplanungen 
vorzusehen. 


II. Ersatzlose Freigabe von Altwohnungen des Restbestandes 

4. Nach den einschlägigen Bestimmungen des Truppenvertrages 
(Artikel 48 Absatz (2) in Verbindung mit Artikel 37 Absatz (1), 
38 Absätze (4) und (5) ) sind die ausländischen Streitkräfte ver- 
pflichtet, Altwohnungen des Restbestandes ersatzlos freizugeben, 
wenn sie zur Erfüllung ihrer Verteidigungsaufgabe nicht mehr be- 
nötigt werden. Dabei ist ein objektiver Maßstab anzulegen. 

5. Ich bitte, etwaige Fälle dieser Art zum Gegenstand von Verhand- 
lungen mit den Behörden der ausländischen Streitkräfte auf Lan- 
desebene zu machen und darauf zu bestehen, daß nidit mehr be- 
nötigte Altwohnungen des Restbestandes unverzüglich ersatzlos 
freigegeben werden. Über etwaige Schwierigkeiten, die sich bei die- 
sen Verhandlungen ergeben sollten, bitte ich mich zu unterrichten, 
damit idi mich mit den Botschaften der beteiligten Mädite in Ver- 
bindung setzen kann. 


III. Anmietung von Altwohnungen 
des Restbestandes für die Bundesrepublik 

6. Ich habe den Botschaften der beteiligten Mächte mitgeteilt, daß 
die Bundesrepublik grundsätzlich bereit sei, im Einvernehmen mit 
den zuständigen Behörden der ausländischen Streitkräfte noch 
nicht freigegebene Altwohnungen im eigenen Namen und für 
Rechnung der beteiligten Mächte zu angemessenen Bedingungen 
anzumieten, sofern die Altwohnungen von den ausländischen 
Streitkräften oder ihren Mitgliedern zur Erfüllung ihrer Vertei- 
digungsaufgabe für die Dauer der Mietverträge benötigt werden. 

Sobald diese Verhandlungen mit den Botschaften der beteiligten 
Mächte abgeschlossen sind, werde ich Sie unterrichten. 

7. Unabhängig davon bitte ich, durch die Ihnen nachgeordneten 
Behörden der Verteidigungslastenverwaltung schon jetzt sofort 
feststellen zu lassen, ob und welche Eigentümer von Altwohnun- 
gen des Restbestandes bereit sind, mit der Bundesrepublik oder 
mit den ausländischen Streitkräften einen Mietvertrag auf der 
erwähnten Grundlage abzuschließen. Ich bitte ferner, feststellen 
zu lassen, ob dem Abschluß eines Mietvertrages mit der Bundes- 
republik etwa Rechte früherer Mieter entgegenstehen oder nicht. 

Über das Ergebnis dieser Feststellungen bitte ich, die Behörden der 
ausländischen Streitkräfte auf Landesebene und mich zu unter- 
richten. 
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IV, Erwerb von Wohngrundstücken des Restbestandes 
für die Bundesrepublik 


8. In den Fällen, in denen der Eigentümer eines noch nicht frei- 
gegebenen Wohngrundstückes des Restbestandes bereit ist, das 
Grundstück an die Bundesrepublik zu angemessenen Bedingungen 
zu veräußern, erkläre ich mich grundsätzlich damit einverstanden, 
es zu Lasten des Haushalts der Verteidigungsfolgekosten käuflich 
zu erwerben. 

9. Voraussetzung für einen Erwerb durch die Bundesrepublik gemäß 
Nr. 8 ist jedoch, daß 

a) das Wohngrundstück, wie durch Rückfrage bei den Behörden 
der Streitkräfte festzustellen ist, auf unbestimmte Zeit zur Er- 
füllung ihrer Verteidigungsaufgabe benötigt wird, 

b) der Erwerb des Grundstücks bei einem überschlägigen Vergleich 
des angemessenen Kaufpreises mit den voraussichtlichen Kosten 
eines entsprechenden Neubaues wirtschaftlich zweckmäßig ist 
und 

c) der Erwerb des Grundstücks nicht bereits zu Lasten des Über- 
hangs an Besatzungskosten und Auftragsausgaben und der Sta- 
tionierungskosten gemäß den deutsch-alliierten Ankaufspro- 
grammen vorgesehen ist. 

10. Ich bitte zu veranlassen, daß die Ihnen nachgeordneten Behörden 
der Verteidigungslastenverwaltung etwa in Betracht kommende 
Ankaufsfälle sofort mir und den zuständigen Oberfinanzdirek- 
tionen — Bundesvermögens- und Bauabteilungen — mitteilen, die 
ich mit den erforderlichen Weisungen versehen werde. 

V. Bereitstellung von Ersatzliegenschaften 
für die ausländischen Streitkräfte 

11. Soweit nicht das Freimachungsproblem Im Einzelfall gemäß den 
Grundsätzen unter IL, IIL oder IV. gelöst werden kann, muß eine 
befriedigende Ersatzliegenschaft zur Verfügung gestellt werden. 

12. In erster Linie bitte ich im Einvernehmen mit den Behörden der 
ausländischen Streitkräfte zu prüfen, ob befriedigende Ersatzlie- 
genschaften bereits vorhanden sind, die den ausländischen Streit- 
kräften Im Wege der Anmietung, gegebenenfalls des Erwerbs 
gegen Freimachung von Altwohnungen des Restbestandes zur 
Verfügung gestellt werden können. In Betracht kommt, wenn die 
Altwohnung wohnungsmäßig genutzt ist, z. B. die Anmietung 
einer Wohnung auf dem freien Markt, oder wenn die Altwohnung 
für sonstige Unterkunftszwecke genutzt wird, z. B. die Anmietung 
oder der Erwerb eines vorhandenen Bürogebäudes. Im übrigen 
gelten die Grundsätze unter IIL und IV. sinngemäß. 

13. Soweit nicht nach Nr. 12 verfahren werden kann, bitte ich, eben- 
falls im Einvernehmen mit den Behörden der ausländischen Streit- 
kräfte, je nach den Umständen geschlossene Ersatzbauprogramme 
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oder Einzelersatzbauvorhaben zu planen, und zwar zunächst un- 
abhängig von der Klärung der Finanzierungsfrage. 

Steht für die zu planenden Ersatzbauten Bundesgelände nicht zur 
Verfügung, bitte ich im Einvernehmen mit den Behörden der aus- 
ländischen Streitkräfte und mit den 'zuständigen Oberfinanzdirek- 
tionen — Bundesvermögens- und Bauabteilungen — geeignetes 
Baugelände auszuwählen, das von den Oberfinanzdirektionen mit 
Mitteln des Verteidigungsfolgekostenhaushalts ohne Schwierig- 
keiten erworben werden kann. 

Bei der Planung von Ersatzwohnungen bitte ich zur Vermeidung 
von Zeitverlust möglichst die vorhandenen Typenpläne den Bau- 
planungen zu Grunde zu legen. 

Sonstige Ersatzbauten, insbesondere solche, die zur Unterbringung 
von Dienststellen der ausländischen Streitkräfte benutzt werden, 
sollten, soweit irgend möglich, innerhalb der vorhandenen militä- 
rischen Anlagen erstellt werden. 

Ich bitte ferner zu veranlassen, daß die voraussichtlichen Kosten 
für die Ersatzbauten (gegebenenfalls auch der voraussichtlichen 
Kosten für Grunderwerb und einer Bundesfinanzhilfe zur Dek- 
kung der äußeren Aufschließungskosten) überschlägig festgestellt 
und die Freigabeorte und die Bauorte festgelegt werden. 

Sobald die Ersatzbauplanungen ganz oder teilweise abgesdilossen 
sind, bitte ich, die zuständigen Behörden der ausländischen Streit- 
kräfte auf Landesebene, die zuständigen Oberfinanzdirektionen 
sowie mich unter Angabe der voraussichtlich entstehenden Kosten 
zu unterrichten, damit nach Abschluß der Finanzierungsverhand- 
lungen die erforderlichen allgemeinen Ermächtigungen unverzüg- 
lich erteilt werden können. 

Soweit Ersatzwohnungen geplant v/erden, bitte ich, Abschrift 
Ihrer Mitteilungen auch dem Herrn Bundesminister für Woh- 
nungsbau unmittelbar zuzuleiten (vgl. die Verwaltungsverein- 
barung zwischen dem Bundesminister der Finanzen und dem Bun- 
desminister für Wohnungsbau zur Durchführung des § 15 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 19. September 1955 — Mini- 
sterialblatt des Bundesministers der Finanzen 1955 Seite 724 — ). 

VL Schlußbestimmungen 

15. Wegen der Behandlung gewerblicher und sonstiger altrequirierter 
Liegenschaften ergeht demnächst besondere Mitteilung. 

16. Zu Ihrer Unterrichtung füge ich Abdrudk meines heutigen Schrei- 
bens an die Amerikanische Botschaft mit der Bitte um Kenntnis- 
nahme bei. Entsprechende Schreiben habe ich auch an die Britische, 
die Französische und die Belgische Botschaft gerichtet. 


Im Auftrag 
gez. Dn Oeftering 
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Bundesministerium der Finanzen 

II E/5 — BL 1442 — 218/56 
Ministerialdirektor 
Professor Dr. Oeftering 


Abschrift 


An die 

Amerikanische Botschaft 

z. Hd. von Mr. Dr. Weir M. Brown 

Bad Godesberg 
Mehlemer Aue 


Betr.: Aufstellung eines Schlußfreimachungsbauprogramms 
zum Zwecke der Freimachung der von den aus- 
ländischen Streitkräften in Anspruch genommenen 
Wohnungen des Altbestandes, für die weder ein 
ausländisches noch ein deutsches Ersatzbauprogramm 
im Bau oder in der Planung begriffen ist 

Sehr geehrter Mr. Dr. Brown! 

Das Bundesministerium der Finanzen beehrt sich, Ihnen in der Anlage 
10 Abdrucke seines heutigen Rundschreibens an die Herren Finanz- 
minister und Finanzsenatoren der Länder zu übersenden mit der Bitte, 
auch Ihre Hauptquartiere zu unterrichten. 

Das Bundesministerium der Finanzen wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
die zuständigen Behörden der Streitkräfte veranlassen würden, die 
Bemühungen der zuständigen deutschen Behörden um die endgültige 
Regelung des Freimachungsproblems hinsichtlich der Altwohnungen 
zu unterstützen. Insbesondere wird gebeten, zu veranlassen, daß den 
Beauftragten der deutschen Behörden das Betreten der freizumachen- 
den Liegenschaften zur Durchführung der Ersatzbauplanungen ge- 
stattet wird. 

Das Bundesministerium der Finanzen darf die Gelegenheit benutzen, 
um Sie von einer Entschließung des Deutschen Bundestages in seiner 
Sitzung vom 19. April 1956 zu unterrichten, die folgenden Wortlaut 
hat: 


„Die Bundesregierung wird ersucht, alle Maßnahmen zu ergreifen, 
um alsbald die Freimachung der noch in Anspruch genommenen 
Wohnungen zu ermöglichen, insbesondere in Verhandlungen mit 
den beteiligten Mächten sicherzustellen, daß unverzüglich mit den 
etwa noch erforderlichen weiteren Ersatzbauprogrammen begonnen 
wird.“ 


12 



Aus dieser Entschließung des Deutschen Bundestages sowie aus den 
Erklärungen, die bei den Beratungen des Entwurfs des sogenannten 
Fortgeltungsgesetzes und des Bundesleistungsgesetzes abgegeben wor- 
den sind, bittet das Bundesministerium der Finanzen zu entnehmen, 
welche Aufmerksamkeit der Deutsche Bundestag und die deutsdie 
Öffentlichkeit auf dieses Problem verwenden und welcher Wert auf 
eine alsbaldige Bereinigung des Problems gelegt wird. Nach dem Ent- 
wurf des Bundesleistungsgesetzes können entsprechend allgemeinen 
deutsdien Rechtsgrundsätzen Leistungen im Zwangswege nur dann 
angefordert werden, wenn der Bedarf nidit in anderer Weise gedeckt 
werden kann (Anmietung, Ankauf, Ersatzbau). Außerdem muß damit 
gerechnet werden, daß eine weitere Anforderung der sogenannten 
Altwohnungen nach dem Bundesleistungsgesetz nur auf Grund von 
Einzelanforderungen (nicht mehr global) und nur noch für eine be- 
stimmte Übergangszeit möglich sein wird. 

Alle diese Umstände machen es erforderlich, daß unverzüglich — und 
zwar zunächst unabhängig von der abschließenden Klärung der 
Finanzierungsfrage — mit den Vorplanungen für ein Schlußfrei- 
machungsprogramm begonnen wird. 

Die Finanzierung der erforderlichen Ersatzbauten (Ersatzwohnungs- 
bauten und sonstige Ersatzbauten) darf besonderen Verhandlungen 
Vorbehalten bleiben. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Mr. Dr. Brown, den Ausdruck meiner 
vorzüglichen Flochachtung 


gez. Dr. Oeftering 



Anlage 2 


Der Bundesminister der Finanzen 
II E/5 — BL 1442 — 242/56 


Bonn, den 3. Juli 1956 


Schnellbri 


An die 

Herren Finanzminister und 
Finanzsenatoren der Länder 

Nachrichtlich: 

1. dem Herrn Staatssekretär des Bundeskanzleramtes 

2. dem Auswärtigen Amt 

3. dem Herrn Bundesminister für Verteidigung 

4. dem Herrn Bundesminister des Innern 

5. dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft 

6. den übrigen Herren Bundesministern 

7. dem Bundesrechnungshof 

8. den Oberfinanzdirektionen 

— Bundesvermögens- und Bauabteilungen — 

9. den Oberfinanzdirektionen 

— Landesvermögens- und Bauabteilungen — 


Betr. : Freimachung der von den ausländischen Streit- 

kräften in Anspruch genommenen gewerblichen 
und sonstigen altrequirierten Liegenschaften 

Bezug: Mein Rundschreiben (Schnellbrief) vom 13. Juni 
1956 - II E/5 - BL 1442 - 218/56 - 

Anlage: - 1 - 


L Allgemeines 

1, Mit meinem Rundschreiben (Schnellbrief) vom 13. Juni 1956 — 
II E/5 — BL 1442 — 218/56 — habe ich Sie gebeten, im Einver- 
nehmen mit den Behörden der ausländischen Streitkräfte auf Lan- 
desebene ein 

Schlußfreimachungsbauprogramm zum Zwecke der Freimachung 
der von den ausländischen Streitkräften in Anspruch genom- 
menen Wohnungen des Altbestandes, für die weder ein auslän- 
disches noch ein deutsches Ersatzbauprogramm im Bau oder in 
der Planung begriffen ist, 
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— unbeschadet der Klärung der Finanzierungsfrage — aufzustel- 
len und die Unterlagen den Behörden der beteiligten Streitkräfte 
und mir zur abschließenden Entscheidung vorzulegen. 

2. Die nachstehende Regelung bezieht sich auf die Freimachung der 
in Anspruch genommenen gewerblichen und sonstigen, nidit 
Wohnzwecken dienenden sogenannten altrequirierten Liegen- 
schaften, die bisher weder Gegenstand eines Ankaufsprogrammes 
noch eines ausländischen oder deutschen Ersatzbauprogrammes 
sind. 

Nach den mir von Ihnen auf Grund meines Rundschreibens vom 
14. Juli 1955 — II E/5 — BL 1442 — 36/55 — eingereiditen 
Unterlagen handelt es sich im wesentlichen um folgende Gruppen 
von Liegenschaften: 

a) Gewerbliche Liegenschaften im Eigentum natürlicher Personen 
oder juristischer Personen des Privatrechits, 

insbesondere 

Produktionsbetriebe, 

Garagen- und Tankstellenbetriebe, 

Flandelsbetriebe, 

Banken, 

Gaststätten und Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

Theater und Lichtspieltheater usw., 

b) Sonstige, weder Wohnzwecken nodi gewerblidien Zwecken 
dienende Liegenschaften im Eigentum natürlicher oder juristi- 
scher Personen des Privatrechts, 

insbesondere 
private Klubgebäude, 

private Sportanlagen (Sportplätze, Badeanstalten, Bootshäuser 
u. dgl.), 

Privatkrankenhäuser, Privatsanatorien, 

Privaterholungsheime (soweit nicht unter a), 

Privatschulen usw. 

c) Liegenschaften im Eigentum oder in der Verwaltung der Län- 
der, der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
insbesondere um 

Verwaltungsgebäude, 

staatliche und städtische Kurhäuser, 

Sportanlagen (Sportplätze, Badeanstalten, Bootshäuser u. dgl.), 
Krankenhäuser, Sanatorien, Erholungsheime, 

Altersheime, 

Schulen usw. 

d) Liegenschaften der Sondervermögen des Bundes, 
insbesondere der 

Deutschen Bundesbahn, 

Deutschen Bundespost, 

Bundesautobahnen (z. B. Rasthäuser). 

c) Liegenschaften im Eigentum juristischer Personen des öffent- 
lidien Rechts, soweit sie nidit unter c) und d) fallen und soweit 
sie nicht im Eigentum oder unter der Verwaltung des Bundes 
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Stehen und dicht mit Mitteln des Besatzungskosten- und Auf- 
tragsausgabenhaushafe oder des Stationierungskostenhaushalts 
bebaut worden sind, 
insbesondere 

der Religionsgesellschaften und deren Verbände, 

der Anstalten, Stiftungen. und Zweckvermögen des öffentlichen 

Rechts, 

der Sozialversicherungsträger usw. 


IL Freimachung der gewerblichen und sonstigen altrequirierten 
Liegenschaften der privaten Hand 
(Abschnitt I, Ziffer 2, a) und b) ) 

3. Ich bitte Sie, bezüglich der ersatzlosen Freigabe, der Anmietung 
und des Erwerbs der gewerblichen und sonstigen altrequirierten 
Liegenschaften der privaten Hand und gegebenenfalls der Bereit- 
stellung von Ersatzliegenschaften für diese Liegenschaften in sinn- 
gemäßer Anwendung meiner Richtlinien in Abschnitt II bis V 
meines Rundschreibens vom 13. Juni 1956 — II E/5 — BL 1442 
— 218/56 — und mit folgender Maßgabe zu verfahren: 

a) Zum Gegenstand Ihrer Freimachungsverhandlungen mit den 
Behörden der ausländischen Streitkräfte auf Landesebene bitte 
ich, in erster Linie die sogenannten Härtefälle zu machen, d. h. 
diejenigen Fälle, in denen insbesondere aus wirtschaftlichen 
Gründen die alsbaldige Freimachung geboten ist. 

b) Vor Aufnahme der Verhandlungen mit den Behörden der aus- 
ländischen Streitkräfte auf Landesebene erscheint es zweck- 
mäßig, daß Sie oder die Ihnen hachgeordneten Behörden der 
Verteidigungslastenverwaltung Verhandlungen mit den Eigen- 
tümern der Liegenschaften über die jeweils nach Lage des Ein- 
zelfalls in Betracht kommenden Möglichkeiten zur Behebung 
der Unterbringungslast aufnehmen. 

In den Fällen, in denen der Erwerb der Liegenschaft oder eines 
Ersatzgeländes in Betracht kommt, bitte ich, nach Abschnitt IV, 
Ziffer 10 meines Rundsdireibens vom 13, Juni 1956 — II E/5 
— BL 1442 — 218/56 — zu verfahren und die erforderlichen 
Feststellungen im Einvernehmen mit der zuständigen Ober- 
finanzdirektion — Bundesvermögens- und Bauabteilung — zu 
treffen. Im übrigen bitte ich, darauf bedacht zu sein, daß die 
finanziell und wirtschaftlich zweckmäßigste Lösung gewählt 
wird. 

c) In geeigneten Fällen bitte ich, audi prüfen zu lassen, ob eine 
gemeinsame Benutzung gemäß besonderer vertraglicher Ver- 
einbarung, gegebenenfalls im Zusammenhang mit der Erridi- 
tung von Zusatzbauten, möglich ist. 

d) Soweit möglich, bitte ich anzustreben, daß Ersatzbauten, die 
militärischen Zwecken dienen, innerhalb bestehender militäri- 
scher Anlagen errichtet werden. 
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e) Schließlich bitte ich Sie, sich dafür einzusetzen, daß Theater, 
Lichtspieltheater und Sportanlagen der privaten Hand grund- 
sätzlich ersatzlos freigegeben werden. 

4. Nach Abschluß Ihrer Verhandlungen mit den Behörden der aus- 
ländischen Streitkräfte und mit den Eigentümern der Liegen- 
schaften bitte idi, mir getrennt für die unter die Gruppen des Ab- 
schnitts I, Ziffer 2, Buchstabe a) und b) fallenden Liegenschaften 
zusammenfassende Übersichten einzureichen, aus denen die vor- 
gesehenen Freimadiungsmaßnahmen ersichtlich sind. Soweit es sich 
um Fälle besonderer Art ha;ndelt, bitte ich, in Anlagen zu den 
Übersichten ausführlich Stellung zu nehmen und hierbei insbeson- 
dere auch auf die finanziellen Gesichtspunkte einzugehen. 

IIL Erfassung der Liegenschaften im Eigentum der 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

(Abschnitt I, Ziffer 2, c) bis e) ) 

5. Bevor ich Ihnen über die Freimachung der unter die Gruppen 
des Abschnitts I, Ziffer 2, Buchstabe c), d) und e) fallenden Lie- 
genschaften der öffentlichen Hand weitere Mitteilung machen 
kann,' bitte ich zunächst, diese Liegenschaften getrennt nach den 
drei Gruppen und jeweils unterteilt nach Benutzungsarten unter 
Berücksichtigung Ihrer inzwischen vervollständigten Unterlagen 
in Sonderlisten zu erfassen und sie mir jeweils in vierfacher Aus- 
fertigung zu übersenden. 

Je zwei Ausfertigungen der Sonderlisten der Gruppe I, Ziffer 2, 
Buchstabe d) bitte ich, soweit sie sich beziehen 

a) auf Liegenschaften im Eigentum der Bundesbahn und der Bun- 
desautobahnen unmittelbar dem Herrn Bundesminister für 
Verkehr, 

b) auf Liegenschaften im Eigentum der Bundespost unmittelbar 
dem Herrn Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

zu übermitteln. Ich behalte mir vor, in diesen Fällen das weitere 
Verfahren unmittelbar mit dem Herrn Bundesminister für Ver- 
kehr und dem Herrn Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen zu besprechen und Sie abschließend zu unterrichten. 

6. In den Fällen der Gruppen des Abschnitts I, Ziffer 2, Buch- 
stabe c) und e) bitte ich, vor Aufstellung der Listen mit den 
Eigentümern über die Möglichkeiten einer Anmietung, eines An- 
kaufs oder der Bereitstellung einer Ersatzliegenschaft zu verhan- 
deln und entsprechende Bemerkungen über das Verhandlungs- 
ergebnis in die Sonderlisten aufzunehmen. 

Soweit es sich bei diesen Gruppen um Theater, Lichtspieltheater 
und Sportanlagen handelt, bitte ich darauf zu bestehen, daß ein 
etwa fortbestehender Bedarf der ausländischen Streitkräfte in 
erster Linie durch gemeinsame Benutzung auf vertraglicher Grund- 
lage gewährleistet wird, soweit nicht ersatzlose Freigabe nach Lage 
der Umstände in Betracht kommt. 
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IV. Sdilußbemerkungen 


7. Abschriften der Gesamtübersiditen zu Abschnitt II, Ziffer 4 und 
der Sonderlisten zu Absdinitt III, Ziffer 5 bitte ich, den Behörden 
der Streitkräfte auf Landesebene zu übermitteln. 

8. Zu Ihrer Unterrichtung füge ich Abdruck meines heutigen Schrei- 
bens an die Amerikanische Botschaft mit der Bitte um Kenntnis- 
nahme bei. Entsprechende Schreiben habe ich auch an die Britische, 
die Französische und die Belgische Botschaft gerichtet. 

9. Abdrucke dieses Rundschreibens habe ich den Herren Vorsitzen- 
den der zuständigen Ausschüsse des Deutschen Bundestages und 
des Bundesrates mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Die 
„Arbeitsgemeinschaft der Landesverbände der Besatzungsgeschä- 
digten im Bundesgebiet“ in Frankfurt/Main habe ich ebenfalls 
durch Übersendung von Abdrucken unterrichtet und sie gebeten, 
die ihr angeschlossenen Landesverbände zu verständigen. 


Im Auftrag 
gez. Dr. Oeftering 
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Bundesministerium der Finanzen ^ ^ 

Bonn, den 3, Juli 195S 

II E/5 — BL 1442 — 242/56 
Ministerialdirektor 
Prof. Dr. Oeftering 


Abschrift 


An die 

Amerikanische Botschaft 
2 . Hd. von Mr. Dr. Weir Brown 
Bad Godesberg 
Mehlemer Aue 


Betr.: Freimachung der von den ausländischen Streit- 
kräften in Anspruch genommenen gewerblidien 
und sonstigen altrequirierten Liegensdiaften 

Bezug: Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 13. Juni 1956 - U E/5 - BL 1442 - 218/56 - 


Sehr geehrter Mr. Dr. Brown! 

Das Bundesministerium der Finanzen beehrt sich, Ihnen in der Anlage 
10 Abdrucke seines heutigen Rundschreibens an die Herren Finanz-, 
minister und Finanzsenatoren der Länder mit der Bitte zu übersen- 
den, auch Ihre Hauptquartiere zu unterrichten und zu veranlassen, 
daß die Bemühungen der zuständigen deutschen Behörden um die 
endgültige Regelung der Freimachung der gewerblichen und sonstigen, 
nicht Wohnzwecken dienenden Liegenschaften der privaten Hand in 
jeder Weise unterstützt werden. 

Die Finanzierung der erforderlichen Ersatzbauten darf besonderen 
Verhandlungen Vorbehalten bleiben. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Mr. Dr. Brown, den Ausdruck meiner 
vorzüglichen Hochachtung. 


gez. Dr. Oeftering 
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